
BUNDESVERFASSUNGSGERICHT 

- 2 BvR 1661/23 -

des Herrn XXXX XXX , 
Abteistraße 10, 86687 Kaisheim, 

Ausfertigung 

In dem Verfahren 

über 

die Verfassungsbeschwerde 

- Bevollmächtigte: Prof. Dr. Christine M. Graebsch,
in Sozietät kanzlei@dr. burkhardt, 
Alfred-Trappen-Straße 34, 44263 Dortmund -

gegen den Beschluss des Landgerichts Augsburg 
- auswärtige Strafvollstreckungskammer bei dem Amtsgericht Nördlingen -
vom 17. Oktober 2023 lb NÖ StVK 189/23 Vollz -

u n d Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung 

u n d Antrag auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe 
und Beiordnung von Prof. Dr. Christine M. Graebsch, Dortmund 

h i e r: Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung 

hat die 1. Kammer des zweiten Senats des Bundesverfassungsgerichts durch 

die Vizepräsidentin König 

und die Richter M.aidowski, 

Offen loch 

gemäß§ 32 Abs. 1 in Verbindung mit§ 93d Abs. 2 BVertGG in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 11. August 1993 (BGBll 5.1473) 
am 5. Dezember 2023 einstimmig beschlossen: 

1. Der Justizvollzugsanstalt Kaisheim wird im Wege der einstweiligen
Anordnung gemäf.l § 32 Absatz 1 Bundesverfassungsgerichtsgesetz
vorläufig aufgegeben, dem Beschwerdefülirer eine hinsichtlich Art
und Umfang durch den ärztlichen Dienst der Justizvollzugsanstalt
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Kaisheim zu bestimmende und von diesem zu überwachende Sub­

stitutionsbehandlung zu gewähren. Diese Anordnung bleibt bis zu 

einer Entscheidung über die Verfassungsbeschwerde, längstem für 

die Dauer von sechs Monaten, in Kraft. Wird der Beschwerdeführer 

zu einem früheren Zeitpunkt aus dem Strafvollzug entlassen, tritt 

die Anordnung außer Kraft. 

2. Der Freistaat Bayern hat dem Beschwerdeführer seine notwendigen

Auslagen im Verfahren über den Antrag auf Erlass einer einstweili­

gen Anordnung zu erstatten. Damit erledigt sich der Antrag auf Be­

willigung von Prozesskostenhilfe und Beiordnung der Bevollmäch­

tigten des Beschwerdeführers insoweit.

3. Die Begründung der Entscheidung wird den Beteiligten gemäß§ 32

Absatz 5 Satz Z Bundesverfassungsgerichtsgesetz gesondert über­

mittelt.

König Maidowski Offen loch 
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